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Editorial 
 
Sehr geehrte Leserin, 
sehr geehrter Leser, 
 
Gemäß § 62 Abs. 2 WEG gibt es 
keine Nichtzulassungsbeschwerde 
gegen alle Entscheidungen, die vor 
dem 1.7.2012 getroffen werden. 
Man schafft es also nur bis zum 
BGH, wenn das Berufungsgericht 
die Revision zugelassen hat. Be-
zweckt war damit eine Entlastung 
des Revisionsgerichts. Wie im Miet-
recht vor vielen Jahren auch schon, 
nimmt die Schlagzahl auch des V. 
Zivilsenates in erstaunlichem Maße 
zu. Freilich ist dies maßgeblich 
durch die WEG-Novelle und die 
Zulassungen von Revisionen veran-

lasst. Dennoch mag man sich fra-
gen, was die fünf Richter in 
Karlsruhe vor der Novelle zu tun 
hatten. Die Statistik spricht eine 
deutliche Sprache. 2009 wurden in 
den sechs ZIV-Ausgaben 14 BGH-
Urteile zum WEG – Recht aufge-
nommen; zwei weitere Urteile 
stammten vom VII. Zivilsenat. Im 
Jahre 2008 waren es gerade einmal 
5 Entscheidungen, 2007 waren es 4 
und 2006 nur zwei Entscheidungen. 
Rechnet man die 7 Urteile, die in 
zwei ZIV-Ausgaben 2010 bereits 
erschienen sind hoch, so erwarten 

uns in diesem Jahr über 20 BGH-
Urteile alleine zum WEG-Recht. Ob 
dabei nur Erfreuliches herauskom-
men wird, mag man dahin stehen 
lassen, betrachtet man die Entschei-
dung zur IH-Rücklage und die in 
dieser Ausgabe zur 
Beiratsbesetzung. Dennoch freuen 
wir uns Sie regelmäßig mit den 
wichtigsten Entwicklungen aus der 
Rechtsprechung auf dem Laufenden 
halten. Denn eines ist dabei sicher: 
langweilig wird es bestimmt nicht 
werden. 

 
  

Es grüßt herzlich  
Ihr Anwalt  

 
Heinz G. Schultze 

 
 
 
Kurze Meldungen 
 
Streitige Anwaltsbeauftragung als 
ordnungsgemäße Verwaltung 
 
Mit der Frage, ob die Mandatierung 
eines Anwalts ordnungsgemäßer Ver-
waltung entspricht, musste sich auf 
Antrag das OLG München im Beschluss 
vom 6.2.2010 auseinandersetzen (32 
Wx 114/09 – IMR 2010, 154). Die 
Gemeinschaft hatte den Verwalter qua 
Beschluss ermächtigt, im Namen und 
auf Kosten der Gemeinschaft einen 
Anwalt zu beauftragen, außergerichtli-
che und notfalls gerichtliche Maßnah-
men gegen eine Wohnungseigentümerin 
zu ergreifen, damit die vermeintlich 
rechtswidrige Nutzung durch den Enkel 
unterbleibe. Das Gericht stellte fest, 
dass die Beauftragung nicht nur dann 
ordnungsgemäßer Verwaltung entsprä-
che, wenn tatsächlich ein Anspruch 
bestünde, sondern schon dann, wenn die 
Eigentümerversammlung das Bestehen 
eines Anspruchs für plausibel halten 
dürfe. 
 
 
Anspruch auf Änderung des Kosten-
verteilungsschlüssels 
 
Nach § 10 Abs. 2 Satz 3 WEG kann 
jeder Wohnungseigentümer eine Ände-
rung der Gemeinschaftsordnung verlan-
gen, wenn eine Regelung darin ihn 

unangemessen benachteiligt. Häufigster 
Anwendungsfall ist der Kostenvertei-
lungsschlüssel. Das LG Nürnberg-Fürth 
hat mit Urteil vom 26.8.2009 (14 S 
3582/09) festgestellt, dass eine Mehrbe-
lastung in Höhe von 13% nicht genüge, 
um einen Anpassungsanspruch zu be-
gründen (ZWE 2010, 145) 
 
Umzugskostenpauschale 
 
Nach einem Urteil des LG Berlin vom 
12.6.2009 (85 S 45/08) kann die Ge-
meinschaft nach § 21 Abs. 7 WEG eine 
Umzugskostenpauschale beschließen. 
Der Beschluss ist mit einfacher Mehr-
heit zu fassen. Im zugrundeliegenden 
Fall wurde eine Pauschale von 50 € für 
angemessen erachtet. (ZMR 2010, 225) 
 
Änderung des Kostenverteilungs-
schlüssels für den Winterdienst 
 
Die Wohnanlage verfügte über 4 Woh-
nungen und 5 Stellplätze. Die Gemein-
schaft beschloss, dass die Wohnungsei-
gentümer zu gleichen Teilen 90% und 
die Stellplatznutzer zu gleichen Teilen 
10% der Kosten des Winterdienstes 
tragen.  
 
Das LG München I erklärte den Be-
schluss mit Urteil vom 10.6.2009 für 
unwirksam (1S 10155/08). Die Ent-

scheidung über den Kostenverteilungs-
schlüssel müsse ordnungsgemäßer 
Verwaltung entsprechen. Die Gemein-
schaft hätte einen weiten Ermessens-
spielraum, der gerichtlich nur einge-
schränkt überprüfbar sei. Die Grenzen 
seien jedoch überschritten worden. Die 
Wohnungseigentümer würden die be-
treffenden Wege zwar intensiver nutzen, 
als die Stellplatznutzer. Es sei aber 
weiterhin zu berücksichtigen, dass der 
Winterdienst auch der Verkehrssiche-
rung diene, die alle Eigentümer glei-
chermaßen treffe. Eine Kostenvertei-
lung von 50:50 zwischen Wohnungsei-
gentümer und Stellplatznutzer stelle 
daher die Grenze ordnungsgemäßer 
Verwaltung dar. (NZM 2010, 248) 
 
Untergemeinschaften können keinen 
Verwalter bestellen 
 
Das LG Düsseldorf setzte sich im Urteil 
vom 22.10.09 (19 S 40/09, IBR-Online) 
mit einer Beschlussanfechtung ausei-
nander, mit der begehrt wurde, die 
Verwalterbestellung für eine Unterge-
meinschaft für unwirksam zu erklären. 
Das Gericht stellte fest, dass die in den 
Gemeinschaftsordnungen vorgesehene 
Bildung von Untergemeinschaften nicht 
zur Folge habe, dass selbständige Woh-
nungseigentümergemeinschaften gebil-
det würden. Diese seien auch nicht 

Schultze
Kommentar zu Text
§ 62 Übergangsvorschrift
(1) Für die am 1. Juli 2007 bei Gericht anhängigen Verfahren in Wohnungseigentums- oder
in Zwangsversteigerungssachen oder für die bei einem Notar beantragten freiwilligen
Versteigerungen sind die durch die Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 26. März 2007
(BGBl. I S. 370) geänderten Vorschriften des III. Teils dieses Gesetzes sowie die des
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung in ihrer bis dahin
geltenden Fassung weiter anzuwenden.
(2) In Wohnungseigentumssachen nach § 43 Nr. 1 bis 4 finden die Bestimmungen über die
Nichtzulassungsbeschwerde (§ 543 Abs. 1 Nr. 2, § 544 der Zivilprozessordnung) keine
Anwendung, soweit die anzufechtende Entscheidung vor dem 1. Juli 2012 verkündet worden
ist.


Schultze
Kommentar zu Text
(7) Die Wohnungseigentümer können die Regelung der Art und Weise von Zahlungen, der
Fälligkeit und der Folgen des Verzugs sowie der Kosten für eine besondere Nutzung
des gemeinschaftlichen Eigentums oder für einen besonderen Verwaltungsaufwand mit
Stimmenmehrheit beschließen


Schultze
Kommentar zu Text
Jeder
Wohnungseigentümer kann eine vom Gesetz abweichende Vereinbarung oder die Anpassung
einer Vereinbarung verlangen, soweit ein Festhalten an der geltenden Regelung aus
schwerwiegenden Gründen unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles,insbesondere der Rechte und Interessen der anderen Wohnungseigentümer, unbillig
erscheint.




 
 
rechtsfähig. Es könne daher für Unter-
gemeinschaften kein Verwalter bestellt 
werden. Der hierauf gerichtete Be-
schluss sei daher nicht nur rechtswidrig, 
sondern auch nichtig. Ebenso entschied 
das LG Nürnberg-Fürth mit Urteil vom 
23.9.2009 (14 S 1754/09) (ZMR 2010, 
315) 
 
Neues BMF-Rundschreiben zu den 
haushaltsnahen Dienstleistungen 
 
Das Bundesministerium der Finanzen 
hat mit BMF-Rundschreiben vom 
15.2.2010 sich zu Wort gemeldet und 
eine Arbeitshilfe für die Anwender 
erstellt. Es gibt nun eine Tabelle von 
„A“ wie „Abfallmanagement“ über „T“ 
wie Technische Prüfdienste (z.B. Auf-
züge) bis „W“ wie Winterdienst, aus der 
entnommen werden kann, ob die 
Dienstleistung steuerlich begünstigt ist. 
Nicht gut abgesprochen haben sich 

insoweit der Bundesminister der Finan-
zen und der VIII. Zivilsenat. Letzterer 
hat gerade entschieden, dass die Abfuhr 
von Sperrmüll auch dann umlagefähige 
Betriebskosten sind, wenn sie unregel-
mäßig erfolgt (diese Ausgabe). Demge-
genüber erkennt das BMF diese Kosten 
nicht als begünstigt an. Das Schreiben 
können Sie herunterladen:  
www.verwalterstammtisch.de  
 
Zum OK-Sendebericht des Telefaxes 
als Zugangsnachweis 
 
Möglicherweise läutet das OLG Frank-
furt/Main mit dem Urteil vom 5.3.2010 
eine Änderung der Zugangsproblematik 
per Fax ein (19 U 213/09, IBR-Online). 
Bisher galt, dass ein positiver Sendebe-
richt keinen Nachweis dafür erbringt, 
dass das Fax tatsächlich zugegangen ist. 
Es gibt auch keinen Beweis des ersten 
Anscheins (BGH NJW 1995, 665). Ein 

einfaches Bestreiten genügt nach Auf-
fassung der Frankfurter Richter indes-
sen auch nicht mehr. Mit dem OK-
Vermerk sei zumindest belegt, dass eine 
Verbindung zwischen den Faxgeräten 
bestanden habe. Das Bestreiten sei 
daher im Falle des Vorliegens eines 
positiven Sendeberichts nur ausreichend 
im Sinne von § 282 ZPO, wenn die 
Prozesspartei im Wege der sekundären 
Darlegungslast darüber informiere, 
welches Gerät er an der Gegenstelle 
betrieben habe, ob die Verbindung im 
Speicher des Geräts enthalten sei und ob 
und auf welche Weise er eine Doku-
mentation des Empfangsjournals führe. 
Nur dann genüge der Prozessgegner 
seiner Prozessförderungspflicht. Im 
zugrundeliegenden Fall hatte der Pro-
zessgegner dieser Förderungspflicht 
nicht genüge getan, so dass das Gericht 
den Zugang als zugestanden (§ 138 Abs. 
3 ZPO) wertete. 

 
 
 
Immobilienrecht 
 

Verkehrssicherungspflichten hinsichtlich Automatiktüren 
 
Mit der Verkehrssicherungs-
pflicht der Betreiber von Auto-
matiktüren setzte sich der BGH 
im Urteil vom 2.3.2010 ausei-
nander (VI ZR  223/09). Eine 
Bankkundin benutzte außerhalb 
der Öffnungszeiten den Geldau-
tomaten und musste hierfür 
durch eine von der Bank 1996 
eingebauten Automatiktüre in 
einen eigens hierfür eingerichte-
ten GAA-Raum gehen. Nach 
dem Geldabheben habe die Türe 
nach den Ausführungen der kla-
genden Bankkundin offen ge-
standen, sich jedoch beim Hin-
durchgehen plötzlich geschlos-
sen, so dass sie sich Mittel- und 
Ringfinger der rechten Hand 
eingeklemmt hätte. Sie verlangte 
von der Bank Schmerzensgeld in 
Höhe von 3000 € sowie ver-
schiedene Auslagen von gut 200 
€.  
 
Das Berufungsgericht hatte ge-
gen sein klageabweisendes Ur-
teil die Revision zugelassen, 
weil die Rechtsfrage der Nach-
rüstpflicht für technische Anla-

gen im Rahmen der Verkehrssi-
cherungspflicht noch nicht ober-
gerichtlich geklärt sei. 
 
Nach der Beweisaufnahme des 
AG Traunstein stand fest, dass 
die Ausführung den Sicherheits-
anforderungen der zur Zeit des 
Einbaus im Jahre 1996 geltenden 
Einrichtungsvorschriften 
(„Richtlinien für kraftbetätigte 
Fenster, Türen und Tore“, ZH 
1/494 des Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossen-
schaft) entsprochen habe.  
 
Die vom Berufungsgericht auf-
geworfene Frage einer Nach-
rüstpflicht für bestehende techni-
sche Anlagen im Falle einer 
Verschärfung von Sicherheitsbe-
stimmungen lasse sich nicht 
generell beantworten, sondern 
richte sich ebenfalls danach, ob 
sich vorausschauend die nahe 
liegende Gefahr ergäbe, dass 
durch die bestehende technische 
Anlage – ohne Nachrüstung – 
Rechtsgüter Anderer verletzt 
werden könnten.  Allein die 

Tatsache, dass die Türe nunmehr 
nicht mehr den seit Dezember 
2005 geltenden Herstellungs-
normen (DIN 18650/1 und 2) 
entspreche, genüge für die An-
nahme eines Verstoßes gegen 
die Pflicht zur Verkehrssiche-
rung nicht. 
 
Welcher Gefahrenschutz im 
Rahmen der Verkehrssicherung 
zu gewährleisten sei, richte sich 
ferner nicht ausschließlich nach 
den modernsten Erkenntnissen 
und nach dem neuesten Stand 
der Technik. Vielmehr  komme 
es maßgeblich auch auf die Art 
der Gefahrenquelle an. Je größer 
die Gefahr und je schwerwie-
gender die im Falle ihrer Ver-
wirklichung drohenden Folgen 
sind, um so eher würde eine 
Anpassung an neueste Sicher-
heitsstandards geboten sein. 
Soweit es sich um Gefahren 
handele, die nicht so schwerwie-
gend und mit zumutbarer Sorg-
falt für die Verkehrskreise be-
herrschbar seien, könne eine 
angemessene Übergangsfrist 
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 282 Rechtzeitigkeit des Vorbringens
(1) Jede Partei hat in der mündlichen Verhandlung ihre Angriffs- und
Verteidigungsmittel, insbesondere Behauptungen, Bestreiten, Einwendungen, Einreden,
Beweismittel und Beweiseinreden, so zeitig vorzubringen, wie es nach der Prozesslage
einer sorgfältigen und auf Förderung des Verfahrens bedachten Prozessführung
entspricht.
(2) Anträge sowie Angriffs- und Verteidigungsmittel, auf die der Gegner voraussichtlich
ohne vorhergehende Erkundigung keine Erklärung abgeben kann, sind vor der mündlichen
Verhandlung durch vorbereitenden Schriftsatz so zeitig mitzuteilen, dass der Gegner die
erforderliche Erkundigung noch einzuziehen vermag.
(3) Rügen, die die Zulässigkeit der Klage betreffen, hat der Beklagte gleichzeitig
und vor seiner Verhandlung zur Hauptsache vorzubringen. Ist ihm vor der mündlichen
Verhandlung eine Frist zur Klageerwiderung gesetzt, so hat er die Rügen schon innerhalb
der Frist geltend zu machen.




 
 
zuzubilligen seien (BGHZ 103, 
338). 
 
Nach diesen Wertungen hätte es 
vorausschauend keine nahe lie-
gende Gefahr gegeben, die es 
wahrscheinlich habe erscheinen 
lassen, dass ohne eine Nachrüs-

tung Rechtsgüter Anderer ver-
letzt werden könnten. Die Türe 
schließe mit 15 cm/Sekunde 
relativ langsam. Der Schließ-
druck betrage nur 150 N, der im 
Regelfall nicht zu Verletzungen 
führe. Ein vergleichbarer Vorfall 
habe sich ferner in den letzten 10 

Jahren nicht zugetragen und 
zudem gäbe es ein- bis zweimal 
im Jahre eine Wartung, die zu 
keinen Beanstandungen des 
Wartungsdienstes geführt hätten. 
Die Klage wurde daher abgewie-
sen.

 
 
Mietrecht 
 

Qn 2,5 oder Qn 6? Zum Anspruch auf Austausch der Wasserzähler 
 

Zum Redaktionsschluss lag nur 
die Presseerklärung des Bundes-
gerichtshofes zum Urteil vom 
21.4.2010 (VIII ZR 97/09) vor. 
Eine Bewertung der Entschei-
dung muss daher zwangsläufig 
unter dem Vorbehalt der Abfas-
sung der Entscheidungsgründe 
stehen. Dennoch scheint sich 
abzuzeichnen, dass die herbeige-
sehnte Klärung der Streitfrage 
der Rechtspflichten um die rich-
tige Dimensionierung von Was-
serzählern abermals nicht erfolgt 
ist. Es nimmt nicht wunder, dass 
der Streit zur korrekten Bemes-
sung des Wasserzählers in Leip-
zig seinen Anfang nahm. 
 
Eine Wohnungseigentümerge-
meinschaft mit 21 Wohnungen 
bat um Austausch des Wasser-

zählers. Eingebaut war ein Was-
serzähler mit einer Größe von 
Qn 6 (mit einem Nenndurchfluss 
von 6 m³ /Stunde). Die Gemein-
schaft war der Auffassung, dass 
ein Wasserzähler mit einer Di-
mensionierung von Qn 2,5 (2,5 
m³/Stunde) ausreichend bemes-
sen sei. Hintergrund der Streitig-
keit waren die Kosten. Der grö-
ßere Zähler verursachte Kosten 
von 68 €/Monat, der kleinere 
von 29,50 €/Monat. Hinzu kam, 
dass der Servicepreis für den 
größer dimensionierten Zähler 
bei 36 €/m³, der des kleinen bei 
15€/m³ lag. 
 
Einhellig wurde in der Beru-
fungs- und in der Revisionsin-
stanz die Auffassung vertreten, 
dass sich die Auswahl des Zäh-
lers nach § 18 Abs. 2 
AVBWasserV bestimme. Das 
Landgericht vertrat jedoch  die 
Auffassung, dass die Kommuna-
len Wasserwerke Leipzig ihr 
Ermessen bei der Bestimmung 
der Größe des Zählers korrekt 
ausgeübt haben. Das sah der 
BGH anders. Er vertrat die Auf-
fassung, dass der Versorger sein 
Leistungsbestimmungsrecht 

nicht ermessensfehlerfrei ausge-
übt habe. Aufgrund der wesent-
lichen Änderung des technischen 
Standards, sei aufgrund der im 
Vertrag bestehenden Schutz- und 
Rücksichtnahmeinteressen des 
Kunden die korrekte Dimensio-
nierung zu überprüfen. Die Was-
serwerke hätten unter Berück-
sichtigung des aktuellen Standes 
der Technik im Interesse des 
Kunden daher eine Überprüfung 
der Dimensionierung vorzuneh-
men. Die Sache wurde hierfür an 
das Landgericht zurückverwie-
sen. Dort ist nun die nähere Fest-
stellung dazu zu treffen, ob ein 
Wasserzähler der Dimensionie-
rung Qn 2,5 dem Stand der 
Technik entspricht. 
 
In der Quintessenz heißt dies, 
dass die Eigentümer einen Über-
prüfungsanspruch haben. Ob 
dieser freilich dazu führt, dass 
ein anderer Zähler tatsächlich 
eingebaut werden muss und 
wonach sich diese Frage letzt-
endlich zu bestimmen hat, ist 
offen geblieben. 

 
 

Unregelmäßige Abfuhr von Sperrmüll verursacht Betriebskosten 
 
Verschiedene Voraussetzungen 
einer korrekten Betriebskosten-
abrechnung sind Gegenstand des 
BGH-Urteils vom 13.1.2010 

(VIII ZR 137/09). Die Ent-
scheidung betrifft preisgebunde-
nen Wohnraum. Sie ist indessen 
auch für frei finanzierten Wohn-

raum von Interesse, weil die 
Rechtsprechung zu den Be-
triebskosten insoweit in aller 
Regel gleichgerichtet ist.  
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Das Wasserversorgungsunternehmen hat dafür Sorge zu tragen, daß eine einwandfreie
Messung der verbrauchten Wassermenge gewährleistet ist. Es bestimmt Art, Zahl und
Größe sowie Anbringungsort der Meßeinrichtungen. Ebenso ist die Lieferung, Anbringung,
Überwachung, Unterhaltung und Entfernung der Meßeinrichtungen Aufgabe des Unternehmens.
Es hat den Kunden und den Anschlußnehmer anzuhören und deren berechtigte Interessen
zu wahren. Es ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden oder des Hauseigentümers
die Meßeinrichtungen zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigung einer einwandfreien
Messung möglich ist; der Kunde oder der Hauseigentümer ist verpflichtet, die Kosten zu
tragen.




 
 
Im Urteil sprach der BGH dem 
Vermieter die Berechtigung zu, 
die Kosten für die Sperrmüllbe-
seitigung einzustellen. Unerheb-
lich sei dabei, dass diese Kosten 
nicht jährlich, aber dafür laufend 
entstünden. Unbeachtlich sei 
zudem der Einwand des Mieters, 
dass die Kosten maßgeblich 
durch rechtswidrige Müllablage-
rungen Dritter veranlasst wären. 
Dies sei für die Frage der Umla-
gefähigkeit irrelevant.  
 
Streitig waren auch die Haus-
wartkosten. Der Mieter hatte 
moniert, dass die nichtumlagefä-
higen Anteile nicht 
herausgerechnet worden seien. 
Das war nach Auffassung der 
fünf Senatsrichter auch nicht 
erforderlich. Denn der Vermieter 
habe mit dem Hausmeister zwei 
Verträge abgeschlossen. Der 
eine Vertrag beinhalte die umla-

gefähigen Aufgaben, die voll 
Eingang in die Betriebskostenab-
rechnung gefunden hätten. Der 
andere würde die nicht umlage-
fähigen Aufgaben umfassen; 
dieser Vertrag müsse nicht Ein-
gang in die Betriebskostenab-
rechnung finden. 
 
Schließlich hatte sich der Mieter 
gegen die Heizkostenabrechnung 
gewandt. Sie sei zum einen nicht 
verständlich. Zum anderen habe 
der Messdienst nicht die Art des 
verwendeten Gases benannt. Es 
sei nicht ersichtlich, welchen 
Heizwert das Gas gehabt hätte; 
es sei nicht der hierauf gerichte-
te, sogenannte HU-Wert ge-
nannt, sondern einfach der Fak-
tor 1 angesetzt worden. Auch 
diese Einwendungen verwarf der 
BGH. Der Heizwert müsse nur 
dann angegeben werden, wenn 
die Heizkostenabrechnung noch 

die Menge des verbrauchten 
Gases in Kubikmetern angebe; 
wenn aber wie vorliegend der 
Verbrauch in Energieeinheiten 
(kwh) angegeben werde, sei dies 
entbehrlich. Schließlich müsse 
der Vermieter die Heizkostenab-
rechnung nicht erläutern; es sei 
irrelevant, ob der Mieter sie 
verstünde. Eine anhand der For-
mel des § 9 Abs. 2 HeizKV er-
stellten Abrechnung könne nicht 
entgegen gehalten werden, sie 
sei nicht nachvollziehbar. Denn 
die Forderung nach Verständ-
lichkeit einer solchen Abrech-
nung ginge nur so weit, wie sie 
der Abrechnende beeinflussen 
könne. Müsse er eine gesetzlich 
vorgesehene Abrechnungsweise 
anwenden, seien ihm die sich 
daraus ergebenden Verständnis-
probleme nicht zuzurechnen.

 
 

Keine Einschränkung der BGH-Rechtsprechung durch Flächenangabe mit „circa“ 
 
Der „circa“ Zusatz bei der Flä-
chenangabe im Mietvertrag ist 
kein Ausweg aus der BGH-
Rechtsprechung zur erheblichen 
Flächenabweichung. Der Ver-
mieter hatte diese Wendung im 
Mietvertrag verwandt und eine 
Fläche von 100 Quadratmetern 
angegeben. Als die Mieter durch 
einen Sachverständigen die Flä-
che nachmessen ließen, kam 
dieser auf eine tatsächliche Miet-
fläche von nur 80,96 qm.  Die 
Mieter klagten daraufhin auf 
Rückerstattung zu viel gezahlter 
Miete der Jahre 2002 bis 2007 in 
Höhe von insgesamt 6.798 € ein. 
Das Berufungsgericht erkannte 
den Mangel wegen einer Abwei-
chung von mehr als 10% auf der 

Grundlage der Rechtsprechung 
des BGH an. Indessen sprach es 
nicht die volle Miete zu. Das 
Gericht war der Auffassung, 
dass die „circa“-Angabe erken-
nen lasse, dass es Messtoleran-
zen geben könne. Die Mieter 
könnten daher nicht verlangen, 
so gestellt zu werden, wie sie 
stünden, wenn die Wohnung 
eine Fläche von 100 qm habe. 
Vielmehr sei eine Toleranz von 
± 5% anzusetzen, so dass sich 
die Rückforderung nicht auf 
19,04 %, sondern nur auf 14,04 
% berechnen dürfe. 
 
Das sah der BGH anders. Im 
Urteil vom 10.3.2010 (VIII ZR 
144/09) führt der Wohnraum-

rechtssenat aus, dass die 
Erheblichkeitsgrenze von 10% 
auch dann gelte, wenn der Miet-
vertrag – wie hier – zur Größe 
der Wohnung nur eine „circa“-
Angabe enthalte. Der Zusatz 
lasse zwar erkennen, dass Tole-
ranzen hingenommen werden 
sollen. Auch für solche Toleran-
zen sei jedoch die Grenze dort 
zu ziehen, wo die Tauglich-
keitsminderung der Mietsache (§ 
536 Abs. 1 Satz 3 BGB) nicht 
mehr unerheblich sei. Diese 
Grenze sei im Interesse der Prak-
tikabilität und Rechtssicherheit 
bei 10% anzusetzen. Eine zu-
sätzliche Toleranz sei nicht mehr 
gerechtfertigt.

 
 

Zur Zulässigkeit einer Mieterhöhung im Falle unwirksamer Schönheitsreparaturklausel 
 
Das Urteil vom 24.3.2010 dürfte 
den Vermietern frei finanzierten 
Wohnraums ein Dorn im Auge 

sein. Die Wohnungsgenossen-
schaft hatte alle Mieter ange-
schrieben und um Vereinbarung 

einer neuen Schönheitsrepara-
turklausel gebeten, weil die bis-
her verwendete Klausel nach der 
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Alte Fassung HeizkV:(2) Der Brennstoffverbrauch der zentralen Warmwasserversorgungsanlage (B) ist in
Litern, Kubikmetern oder Kilogramm nach der Formel
Ein Service der juris GmbH - www.juris.de -
- 5 -
2,5 x V x (t(tief)w - 10)
B = -------------------------
H(tief)u
zu errechnen. Dabei sind zugrunde zu legen
1. das gemessene Volumen des verbrauchten Warmwassers (V) in Kubikmetern;
2. die gemessene oder geschätzte mittlere Temperatur des Warmwassers (t(tief)w) in Grad
Celsius;
3. der Heizwert des verbrauchten Brennstoffes (H(tief)u) in Kilowattstunden (kWh) je
Liter (l), Kubikmeter (cbm) oder Kilogramm (kg). Als H(tief)u-Werte können verwendet
werden für
Heizöl 10 kWh/l
Stadtgas 4,5 kWh/cbm
Erdgas L 9 kWh/cbm
Erdgas H 10,5 kWh/cbm
Brechkoks 8 kWh/kg.
Enthalten die Abrechnungsunterlagen des Energieversorgungsunternehmens H(tief)u-Werte,
so sind diese zu verwenden.
Der Brennstoffverbrauch der zentralen Warmwasserversorgungsanlage kann auch nach den
anerkannten Regeln der Technik errechnet werden. Kann das Volumen des verbrauchten
Warmwassers nicht gemessen werden, ist als Brennstoffverbrauch der zentralen
Warmwasserversorgungsanlage ein Anteil von 18 vom Hundert der insgesamt verbrauchten
Brennstoffe zugrunde zu legen.
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BGB § 536 Mietminderung bei Sach- und Rechtsmängeln
(1) Hat die Mietsache zur Zeit der Überlassung an den Mieter einen Mangel, der ihre
Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Gebrauch aufhebt, oder entsteht während der Mietzeit
ein solcher Mangel, so ist der Mieter für die Zeit, in der die Tauglichkeit
aufgehoben ist, von der Entrichtung der Miete befreit. Für die Zeit, während der die
Tauglichkeit gemindert ist, hat er nur eine angemessen herabgesetzte Miete zu
entrichten. Eine unerhebliche Minderung der Tauglichkeit bleibt außer Betracht.




 
 
neuen BGH-Rechtsprechung 
unwirksam geworden sei. Ein 
Mieter verweigerte die Zustim-
mung. Die Vermieterin forderte 
im Gegenzug eine Mieterhöhung 
von 50,76 € /Monat. Der Mieter 
zahlte nicht. Die Vermieterin 
klagte und setzte sich beim BGH 
durch. Der Mietrechtssenat be-
gründet dieses scheinbar in Wi-
derspruch zu seiner aktuellen 
Rechtsprechung stehende Urteil 
wie folgt. 
 
Die Schönheitsreparaturklausel 
im Mietvertrag sei unwirksam. 
Die Vermieterin habe mit Recht  

diesen Umstand bei der Berech-
nung der Kostenmiete nach § 28 
Abs. 4 II. BV berücksichtigt. 
Danach dürfe der Vermieter 
einen Zuschlag verlangen, wenn 
er die Kosten der Schönheitsre-
paraturen trage. Das sei der Fall. 
Die Berechtigung des Vermie-
ters zu einem Zuschlag entfalle 
bei der Kostenmiete nur dann, 
wenn die Kosten der Schönheits-
reparaturen wirksam auf den 
Mieter abgewälzt worden seien. 
Die mietmäßige Berücksichti-
gung entfalle aber nicht, wenn 
der Vermieter versucht habe, die 
Kosten der Schönheitsreparatu-

ren auf den Mieter abzuwälzen, 
jedoch an der Unwirksamkeit 
der Klausel gescheitert sei. 
 
Der Senat wies ausdrücklich 
darauf hin, dass die Entschei-
dung nicht im Widerspruch zum 
Urteil vom 9.7.2008 (VIII ZR 
181/07 – ZIV 2008, S. 44) stün-
de, weil die Kostenmiete bei 
preisgebundenen Wohnraum 
anders als die Vergleichsmiete 
bei preisfreiem Wohnraum nach 
Kostenelementen ermittelt werde 
und sich nicht nach der marktüb-
lichen Miete bestimme (VIII ZR 
177/09). 

 
 

Weiterhin keine „blue-pencil-rule“ bei der Schönheitsreparaturklausel 
 
Eine weitere Entscheidung im 
Reigen der Schönheitsreparatur-
rechtsprechung des BGH ist das 
Urteil vom 10.2.2010 (VIII ZR 
222/09). Die streitig gewordene 
Schönheitsreparaturklausel  des 
Mietvertrages sah ein Streichen 
der Türen und Fenster vor. Das 
Landgericht Berlin legte die 
Klausel so aus, das nicht nur ein 
Anstrich von innen gemeint sein 
könne, wie dies in der Regelung 
in § 28 Abs. 4 der II. BV formu-
liert ist, sondern im Rahmen der 
kundenfeindlichsten Auslegung 
von AGB sei davon auszugehen, 
dass diese von innen und von 
außen zu streichen sein. Dies 
habe nicht zur Folge, dass die 
Schönheitsreparaturklausel im 
Mietvertrag vollständig unwirk-

sam sei. Nach der sogenannten 
„blue pencil rule“ sei es möglich 
den Passus „sowie Fenster und 
Türen“ aus der Klausel zu strei-
chen, ohne dass der verbleibende 
Text damit unverständlich wer-
de. In einer solchen Streichung 
sei kein Verstoß gegen das Ver-
bot der geltungserhaltenden Re-
duktion zu sehen. Diese Rechts-
ansicht verwarf der BGH als 
unzutreffend. 
 
Die gegenständliche Beschrän-
kung des Begriffs der Schön-
heitsreparaturen in § 28 Abs. 4 
der II. BV bilde zugleich den 
Maßstab der Klauselkontrolle 
und markiere auf dieses Weise 
die Grenze dafür, welche Arbei-
ten dem Mieter in einer Klausel 

über dessen Verpflichtung zur 
Vornahme von Schönheitsrepa-
raturen auferlegt werden dürften. 
Die Verpflichtung zur Durchfüh-
rung von Schönheitsreparaturen 
sei eine einheitliche Rechts-
pflicht, die sich nicht in Einzel-
maßnahmen oder Einzelaspekte 
aufspalten ließe. Die Ausgestal-
tung sei vielmehr insgesamt zu 
bewerten. Stelle sich die Ver-
pflichtung hinsichtlich der zeitli-
chen Modalitäten (Fristen), ihrer 
Ausführungsart (Farbton) oder 
des gegenständlichen Umfanges 
als unangemessen dar, habe dies 
die Unwirksamkeit der Schön-
heitsreparaturklausel als Ganzes 
zur Folge. 

 
 

Quantitative Begrenzung des Mangelbeseitigungsanspruchs des Mieters (Opfergrenze) 
 
Mit den zumutbaren Grenzen der 
Mangelbeseitigung beschäftigte 
sich der VIII. Zivilsenat in sei-
nem Urteil vom 21.4.2010 (VIII 
ZR 131/09). Die Mieterin hatte 
1988 ein Einfamilienhaus in 
Dresden angemietet. An den 
Innen- und Außenwänden des 
Hauses zeigten sich Risse. Die 
Mieterin forderte die Vermiete-

rin unter Fristsetzung zu Man-
gelbeseitigung auf. Als die Ver-
mieterin der Mangelbeseitigung 
nicht nachkam, ließ die Mieterin 
die voraussichtlichen Kosten der 
Mangelbeseitigung ermitteln. 
Die sich ergebenden 47.500 € 
klagte sie beim Amtsgericht ein. 
Die Vermieterin wandte ein, 
dass das Haus nur einen Wert 

von rund 28.000 € habe, so dass 
ihr die Mangelbeseitigung mit 
diesem Aufwand nicht zumutbar 
sei. Das Amtsgericht wies die 
Klage ab. Die hiergegen gerich-
tete Berufung zum Landgericht 
war erfolgreich; vor dem Beru-
fungsgericht wurden gar Man-
gelbeseitigungskosten von 
95.000 € ermittelt. Mit der Revi-
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(4) Die Kosten der Schönheitsreparaturen in Wohnungen sind in den Sätzen nach Absatz
2 nicht enthalten. Trägt der Vermieter die Kosten dieser Schönheitsreparaturen, so
dürfen sie höchstens mit 8,50 Euro je Quadratmeter Wohnfläche im Jahr angesetzt werden.
Schönheitsreparaturen umfassen nur das Tapezieren, Anstreichen oder Kalken der Wände
und Decken, das Streichen der Fußböden, Heizkörper einschließlich Heizrohre, der
Innentüren sowie der Fenster und Außentüren von innen.
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sion verfolgte nun die Vermiete-
rin die Aufhebung des Urteils 
und die Klageabweisung – mit 
Erfolg.  
Der BGH führte aus, dass die 
Opfergrenze für die Vermieterin 
überschritten sei. Es sei ihr nicht 

zuzumuten, mehr Geld für die 
Mangelbeseitigung aufzuwen-
den, als die Immobilie überhaupt 
wert sei. Es dürfe kein krasses 
Missverhältnis  zwischen dem 
Reparaturaufwand einerseits und 
dem Nutzen der Reparatur für 

den Mieter sowie dem Wert des 
Mietobjektes andererseits ent-
stehen. Werde die Opfergrenze 
für die Vermieterin überschrit-
ten, könne sie die Mangelbesei-
tigung verweigern. 

 
 

1000 € Ordnungsgeld gegen Vermieter wegen mangelhafter Beheizung 
 
Ein Vermieter wurde vom LG 
Berlin zur Bezahlung von 1000 € 
Ordnungsgeld, bei 
Uneinbringlichkeit zu 4 Tagen 
Ordnungshaft verpflichtet. Be-
reits im Jahre 2008 hatte der 
Mieter ein Urteil erstritten, das 
den Vermieter dazu verpflichte-
te, die Mietwohnung ordnungs-
gemäß zu beheizen. Insbesonde-
re habe er es zu unterlassen, die 
Heizung auszuschalten bzw. die 
Thermostate so einzustellen, 
dass die Mieterin in der Zeit 
zwischen 22 Uhr und 7 Uhr 

nicht auf 18 Grad heraufheizen 
könne. Hiergegen verstieß der 
Vermieter im Folgenden mehr-
fach. Auf Antrag der Mieterin 
wurde daher das Ordnungsgeld 
festgesetzt. Da das Mietverhält-
nis zu diesem Zeitpunkt bereits 
beendet war, war zudem streitig, 
ob eine Festsetzung noch zuläs-
sig sei. Das bejahte das Gericht, 
weil es allein darauf ankomme, 
dass die Zuwiderhandlung wäh-
rend des Bestehens des Mietver-
hältnisses erfolgt sei. Das Ord-
nungsgeld diene nicht nur der 

Brechung des Willens des 
Schuldners zur Durchsetzung 
des Urteils, sondern enthielte 
auch strafrechtliche, repressive 
Elemente (Beschluss vom 
5.1.2010, LG Berlin 65 T 162/09 
– IBR-Online). Anm.: Mit Be-
schluss vom 11.5.06 – I ZB 
94/05 hatte der BGH entschie-
den, dass die Erteilung einer 
BK-Abrechnung ebenfalls mit-
tels Ordnungsgeld und Ord-
nungshaft durchsetzbar ist (ZIV 
2006, S. 39). 

 
 

LG Berlin zur Modernisierung mittels Balkonanbau 
 
Im Urteil des LG Berlin vom 
19.1.2010 (65 S 285/09, IBR-
Online) wurden verschiedene 
Rechtsfragen zur Modernisie-
rungsmieterhöhung nach einem 
Balkonanbau erörtert. 
 
Die Vermieterin begehrte die 
Duldung zum Anbau von Balko-
nen an ein Mietshaus in Berlin. 
Eine Familie mit schon erwach-
senen und teilweise berufstätigen 
Kindern wehrte sich gegen die 
Maßnahme. Sie begründete dies 
mit der Nichteinhaltung der im 
Mitteilungsschreiben zur Mo-
dernisierungsduldung angegebe-
nen Bauzeiten und der für sie 
wirtschaftlich unzumutbaren 
Mieterhöhung. Tatsächlich wa-
ren die Bauarbeiten erst gut ei-
nen Monat später als angekün-
digt begonnen worden. Die Ver-
zögerung im Bauverlauf sei 
durch die Duldungsklage gegen 
die Mieter verursacht worden. In 

diesen Fällen würde es reiner 
Förmelei entsprechen, wenn man 
ein weiteres Ankündigungs-
schreiben fordere. Eine entspre-
chende Anforderung an den 
Vermieter sei dem Gesetz nicht 
zu entnehmen. Vielmehr seien 
die Anforderungen mit der letz-
ten gesetzlichen Anordnung 
zugunsten des Vermieters er-
leichtert worden (BT-Drs. 
14/4553, S. 49). Schließlich 
wüssten die Mieter, dass die 
Vermieterin ihre Arbeiten erst 
beenden könne, wenn sie Zutritt 
zur Wohnung der Mieter habe. 
Eine Duldungspflicht entfalle 
jedoch, weil mit Blick auf die zu 
erwartende Mieterhöhung der 
Balkonanbau eine finanzielle 
Härte bedeuten würde, die auch 
unter Würdigung der berechtig-
ten Interessen der Vermieterin 
nicht zu rechtfertigen sei, § 554 
Abs. 2 BGB. Nach Abzug der 
Miete müsse den Mietern ein 

Einkommen verbleiben, das es 
ihnen ermögliche, im Wesentli-
chen den bisherigen Lebenszu-
schnitt beizubehalten, wobei 
Mieter mit besseren Einkommen 
eine höhere Miete eher zugemu-
tet werden könne.  Die Mieter 
wendeten bis dato rund 33% 
ihres Einkommens für die Miete 
auf. Nach der Mieterhöhung 
müssten alle Mieter rund 50 € im 
Monat zusätzlich für die Miete 
aufwenden (Vierpersonenhaus-
halt mit einem Einkommen von 
2377 €). Dieser Einschnitt in der 
finanziellen Leistungsfähigkeit 
sei daher nicht zu rechtfertigen. 
 
Die Härte sei nicht deshalb 
schon zu verneinen, weil die 
Mietsache lediglich in einem 
Zustand versetzt werde, der all-
gemein üblich sei, § 554 Abs. 3 
BGB. Als allgemein üblich wer-
de von der Rechtsprechung und 
Lehre ein Zustand angesehen, 
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eine Härte bedeuten würde, die auch unter Würdigung der berechtigten Interessen des
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der die weit überwiegende 
Mehrheit aller im Geltungsbe-
reich des Gesetzes gelegenen 
Mietwohnungen beträfe. Nach 
der Rechtsprechung des BGH sei 
dies namentlich der Fall, wenn 
der angestrebte Zustand bei 
mindestens 2/3 der Gebäude 
innerhalb der Region angetroffen 

werde. Das sei vorliegend nicht 
der Fall. 
Im Rahmen der Interessenabwä-
gung dürfe auch nicht unberück-
sichtigt bleiben, dass die Mieter 
seit 1983 die Wohnung bewohn-
ten und hier ihre Kinder groß 
gezogen hätten und diese hier 
aufgewachsen seien. Die Maß-
nahme erfülle zudem keine im 

allgemeinen Interesse liegenden 
Zwecke, wie etwa solche zur 
Energieeinsparung. Zwar sei 
auch das Interesse der Klägerin 
berechtigt, den Wert ihrer Im-
mobilie zu erhöhen; dieses Inte-
resse müsse jedoch zurücktreten, 
weil die Interessen der Mieter 
sich die Wohnung weiterhin 
leisten zu können, überwiege.

 
 

Zuweisung eines Obdachlosen in eine Notunterkunft 
 
Eine Mieterin bewohnte eine 
Wohnung in der S-Straße unweit 
von Greifswald. Der Mietvertrag 
wurde gekündigt und die 
Zwangsräumung durchgeführt. 
Durch Bescheid vom 24.3.2009 
wies die Kommune die Mieterin 
zunächst befristet bis zum 30.3. 
in eine Notunterkunft ein und 
verlängerte die Einweisung 
mehrfach. Sie leitete der Miete-
rin mehrere Wohnungsangebote 
zu, die die Mieterin jedoch ab-
lehnte. Die Kommune wies da-
rauf hin, dass eine Verlängerung 
der Einweisung nicht in mehr 
Betracht käme. Die Mieterin 
versuchte nun mittels einstweili-
ger Verfügung beim Verwal-
tungsgericht eine erneute Ein-
weisung zu erreichen. Sie schei-
terte damit schließlich beim 
OVG Lüneburg (Beschluss vom 
21.7.2009, 3 M 92/09 – NJW 
2010, 1096).  
 
Das OVG führt in seinem Be-
schluss aus, dass die Beseitigung 

der Obdachlosigkeit eine Aufga-
be der Gefahrenabwehr zur Auf-
rechterhaltung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung darstel-
le. Die Gemeinden hätten daher 
als untere Ordnungsbehörden 
geeignete Räumlichkeiten zu 
unterhalten, um Obdachlose 
unterzubringen. Eine unfreiwil-
lige Obdachlosigkeit führe zu 
einer polizeilichen Gefahr. Sie 
liege vor, wenn eine Person 
nicht über eine Unterkunft ver-
füge, die Schutz vor den Unbil-
den des Wetters böte und den 
Anforderungen an eine men-
schenwürdige Unterkunft genü-
ge. Dies habe zur Folge, dass 
den Obdachlosen zunächst die 
Verpflichtung treffe, die Ob-
dachlosigkeit selbst zu verhin-
dern oder zu beseitigen. Erst 
wenn dessen Bemühungen ohne 
Erfolg blieben, habe die Ord-
nungsbehörde einzutreten. Nur 
solange der Betroffene die Stö-
rung nicht selbst aus eigenen 
Kräften beseitigen könne, sei die 

Behörde überhaupt zum Ein-
schreiten verpflichtet. Wer in 
eine gemeindliche Notunterkunft 
dann eingewiesen werde, habe 
keinen Anspruch auf Verbleib in 
der Unterkunft. Die Mieterin 
müsse für einen Anspruch zum 
weiteren Verbleib vielmehr 
glaubhaft machen, dass keine 
Möglichkeit bestünde, anderwei-
tig eine Wohnung zu finden. Der 
von der Mieterin darüber hinaus 
reklamierte Anspruch auf Ein-
weisung in die alte Wohnung 
wies der Senat zurück. Bei einer 
Einweisung in die bisherige 
Wohnung werde der Vermieter 
als sogenannter Notstandsstörer 
in Anspruch genommen. Dies 
käme nur in Betracht, wenn kei-
ne andere Möglichkeit bestünde, 
die Gefahr zu beseitigen. Da 
auch diese Gefahrenlage nicht 
erkennbar sei, wurde der Antrag 
auf Erlass einer einstweiligen 
Verfügung zurückgewiesen.

 
 

Verspätete Annahme des formbedürftigen Gewerbemietvertrages 
 
Die verspätete Annahme eines 
Angebotes auf Vertragsschluss 
führt nicht zum Entstehen des 
Vertrages. Vielmehr gilt die 
verspätete Annahme als neues 
Angebot, dass seinerseits der 
Annahme bedarf, um den Ver-
trag wirksam werden zu lassen, 
§ 150 Abs. 1 BGB. In der Praxis 
werden daher häufig Annahme-

fristen bei der Angebotsabgabe 
bestimmt, um Rechtssicherheit 
hinsichtlich des Vertragsschlus-
ses zu schaffen. Dies war auch 
die Intention der Vertragspartei-
en, die sich schließlich wegen 
der Wirksamkeit des Mietvertra-
ges einer Gewerberaumfläche 
vor dem BGH stritten. Der 
Mietvertrag wurde im Jahre 

1992 geschlossen und sah eine 
Befristung von 15 Jahren vor. In 
§ 14 des Mietvertrages war fol-
gende Klausel aufgenommen 
worden: „Die Vertragspartei, die 
den Vertrag zuerst unterzeichnet, 
hält sich an das Vertragsangebot 
einen Monat ab Zugang bei der 
Gegenseite gebunden“. Der 
Zeitpunkt des Zugangs der Ur-
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kunde bei der Mieterin ist nicht 
geklärt. Ferner bat die Mieterin 
mit Schreiben vom 13.3.1992 
darum, die Frist zur Gegen-
zeichnung und Übersendung um 
gut einen Monat bis zum 22.4. 
zu verlängern. Die Vermieterin 
gewährte die Fristverlängerung. 
Der Vertrag wurde am 22.4. 
gezeichnet; streitig blieb jedoch, 
ob der Vertrag auch noch am 
selben Tag bei der Vermieterin 
zuging. Die Mieterin vertrat 
später die Auffassung, dass die 
Befristung im Mietvertrag nicht 
wirksam vereinbart sei; die 
Vermieterin sah das naturgemäß 
anders. Der Streit wurde nun mit 
BGH-Urteil vom 24.2.2010 be-
endet, nachdem die Vermieterin 
die ersten zwei Instanzen verlo-
ren hatte.  
 
Der BGH führt in seinem Urteil 
aus, dass die für die wirksame 
Befristung erforderliche Schrift-
form nach § 550 BGB eingehal-
ten sei. Die Verlängerung der 
Annahmefrist sei nicht vom 
Schriftformerfordernis umfasst. 
Dabei bezog sich der XII. Zivil-
senat auf seine ständige Recht-
sprechung, wonach die Schrift-
form nur die wesentlichen Ver-
tragsbedingungen umfassen 
müsse, so insbesondere den 
Mietzins sowie die Dauer der 
Vertragslaufzeit, die Parteien 
und den Mietgegenstand. Die 
Verlängerung der Annahmefrist 
gehöre indessen nicht zu den 

formbedürftigen Elementen des 
Mietvertrages. Bei der Annah-
mefrist und deren Einhaltung 
handele es sich nicht um solche, 
den Vertragsinhalt bestimmende 
Bedingungen; sie beträfe viel-
mehr allein das Zustandekom-
men des Vertrags und werde mit 
dessen Abschluss bedeutungslos. 
Sinn und Zweck der Schriftform 
sei es nicht, Gewissheit darüber 
zu verschaffen, ob der Mietver-
trag wirksam zustande gekom-
men sei oder noch bestehe, son-
dern allein, welchen Inhalt der 
Vertrag habe, in den ein mögli-
cher Grundstückskäufer eintrete. 
 
Die Schriftform sei auch dann 
gewahrt, wenn die Annahmeer-
klärung der Mieterin der Ver-
mieterin verspätet zugegangen 
sei. In diesem Fall würde die 
Annahmeerklärung der Mieterin 
gemäß § 150 Abs. 1 BGB als 
neues Angebot zu werten sein. 
Dieses neue Angebot hätte dann 
die Vermieterin nicht schriftlich 
angenommen. Der Mietvertrag 
sei aber spätestens mit der Über-
gabe der Mietsache am 
9.11.1993 konkludent zustande 
gekommen. 
 
In der Rechtsprechung und der 
Lehre bestünde zwar Streit darü-
ber, ob die Schriftform des § 550 
BGB gewahrt sei, wenn zwar 
eine von beiden Mietvertragspar-
teien unterzeichnete Vertragsur-
kunde existiere, jedoch eine 

Partei das formgerechte Angebot 
der anderen Partei verspätet 
angenommen habe und ein in-
haltsgleicher Vertrag sodann 
durch Vollzug konkludent abge-
schlossen wurde. Nach der einen 
Auffassung genüge der Vertrag 
in diesen Fällen nicht der 
Schriftform des § 550 BGB (so 
u.a.: KG Berlin NZM 2007, 517, 
OLG Rostock OLGR 2005, 697, 
OLG Dresden ZMR 1999, 104). 
Danach genüge zur Wahrung der 
Form nicht die bloße Schrift-
lichkeit der Erklärung (äußere 
Form). Vielmehr müsse auch der 
Vertragsschluss selbst formge-
recht erfolgen. 
 
Die Gegenmeinung ließe dem-
gegenüber in Fällen der verspä-
teten Annahme eines Mietver-
tragsangebotes für die Wahrung 
der Schriftform die Einhaltung 
der äußeren Form genügen (so 
u.a.: OLG Jena NZM 2008, 572, 
OLG Hamm ZMR 2006, 205). 
Der BGH schloss sich der letzt-
genannten, extensiveren Auffas-
sung in seinem jüngsten Urteil 
(XII ZR 120/06) an. Der mit der 
Schriftform verfolgte Zweck der 
Beweisbarkeit langfristiger Ab-
reden werde bereits mit der äu-
ßeren Form erreicht. Auch die 
Aufgabe, die Vertragsparteien 
vor der unbedachten Eingehung 
langfristiger Bindungen zu war-
nen, werde schon durch die Ein-
haltung der äußeren Form ge-
wahrt.

 
 

Zur Wirksamkeit einer formularmäßigen Betriebs- und Offenhaltungspflicht 
 
Die Parteien stritten vor dem 
Gewerberaummietsenat des 
BGH über die Wirksamkeit ei-
nes Mietvertrages zum Betrieb 
eines Ladenlokals. Die Flächen 
waren Bestandteil eines Ein-
kaufszentrums in Halle/Saale. 
Der Mietvertrag war für 15 Jahre 
abgeschlossen worden. Im Miet-
vertrag hieß es u.a.: „Die Ver-
mietung erfolgt zur ausschließli-

chen Nutzung als T.-Discount 
einschließlich dazugehörigen 
Rand- und Nebensortimenten. 
Der Mieter verpflichtet sich, das 
Sortiment entsprechend der o.g. 
Beschränkung einzuhalten“. 
Ferner wurde im Mietvertrag 
eine Betriebspflicht vereinbart 
und geregelt, dass das Geschäfts-
lokal an den vom Vermieter 
festgelegten Öffnungszeiten 

geöffnet sein müsse. Schließlich 
fand sich eine Klausel, die einen 
Konkurrenzschutz des Mieters 
ausschloss. 
 
Das Ladenlokal brachte nicht 
den gewünschten wirtschaftli-
chen Erfolg. Die Leer-
standsquote im Einkaufszentrum 
stieg von 20% auf 40%. Der 
Mieter klagte auf Feststellung, 
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dass sie weder zum Betrieb der 
Gewerbeflächen noch zur Ein-
haltung der vorgegebenen La-
denöffnungszeiten verpflichtet 
sei. Die Gewerbemieterin verlor 
vor dem Bundesgerichtshof in 
letzter Instanz. Der Senat erläu-
terte in seinem Urteil vom 
3.3.2010, dass es umstritten sei, 
ob die formularvertragliche Ku-
mulation von Betriebspflicht, 
Sortimentsvorgabe und fehlen-
dem Konkurrenzschutz richtig-
erweise als unwirksam einzustu-
fen sei (bejahend z.B. OLG 
Schleswig NZM 2000, 1008). 
Indessen sei hier die Sortiments-
vorgabe viel zu vage formuliert, 
als dass in der Kumulation eine 
Beschränkung des Mieters zu 

konstatieren sei, die ihn unan-
gemessen benachteilige. Die 
Mieterin sei daher zum Betrieb 
und zur Offenhaltung zu den 
vorgegebenen Zeiten verpflich-
tet. Die Vereinbarung im Miet-
vertrag leide auch an keinem 
Rechtsmangel im Übrigen. Be-
schränkte Öffnungszeiten wie 
Betriebsferien, Mittagspausen 
und Ruhetage seien üblicherwei-
se auf inhabergeführte Läden 
zugeschnitten, die keinen oder 
nur einen geringen Personalbe-
stand hätten. Lebensmitteldis-
counter würden die damit erfor-
derlichen Aufgaben jedoch um-
setzen können. Überließe man 
dem Mieter die Entscheidung 
über die Öffnungszeiten, wieder-

spräche dies dem Interesse der 
übrigen Mieter und des Vermie-
ters an einer bestmöglichen 
Funktionsfähigkeit des Ein-
kaufszentrums. Die Frage der 
Betriebspflicht wiederum knüpfe 
an die vertraglich vereinbarten 
Risikobereiche an. Es sei nach 
ständiger Rechtsprechung des 
Senates das Risiko des Gewer-
bemieters, die wirtschaftlichen 
Erfolgsaussichten der Anmie-
tung richtig einzuschätzen (Ur-
teil vom 16.2.2000, XII ZR 
279/07). Die Revision gegen das 
Urteil des OLG Naumburg war 
daher erfolglos, Urteil vom 
3.3.2010 (XII ZR 131/08). 

 
 

Zur Haftung des Vermieters für die Änderung der Mietstruktur 
 
Im Jahre 2005 vermietete eine 
Bauunternehmerin eine im Erd-
geschoss eines sechsgeschossi-
gen Gebäudes liegende gastro-
nomische Einheit. Es fand sich 
eine Mieterin, die einen Mietver-
trag für 10 Jahre zum Betrieb 
eines Cafés abschloss. In den 
oberen Geschossen waren über-
wiegend Büro- und nur teilweise 
Wohnräume geplant.  Als sich 
deren Vermietung hinschleppte, 
wurden die Räume in den oberen 
Etagen zu Wohnraum ungebaut. 
Bereits ein Jahr später geriet die 
Mieterin in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten und bezahlte 
einen Teil der Miete nicht mehr. 
Die Miete wurde vorübergehend 
einvernehmlich reduziert und der 
Rückstand gestundet. Im Gegen-
zug ließ sich die Vermieterin ein 
ordentliches Kündigungsrecht 
einräumen. Wenig später kün-
digte die Vermieterin gestützt 
auf dieses Kündigungsrecht. Die 
Mieterin räumte im Folgenden 
nicht. Die Vermieterin erhob 
Räumungsklage. Das Landge-
richt München I gab der Räu-
mungsklage statt. Das OLG 
München hob das Urteil auf und 

wies die Klage ab. Das Beru-
fungsgericht war der Auffas-
sung, die Vermieterin habe kei-
nen Anspruch auf Räumung und 
Herausgabe der Gewerbemiet-
räume. Geschäftsgrundlage sei 
die gewerbliche Nutzung der 
Obergeschosse als Büroraum 
gewesen. Das ergebe sich aus 
den dem Mietvertrag beigefüg-
ten Geschossplänen, die diese 
Art der Nutzung auswiesen.  
Auch habe sich aus den Umstän-
den des Vertragsschlusses klar 
ergeben, dass die Beklagte be-
sonderen Wert auf die Lage des 
Cafés in einem gemischt genutz-
ten Wohn- und Geschäftshaus 
legte. Die Mieterin habe nach 
der Änderung dieser Geschäfts-
grundlage durch den Umbau zu 
reinem Wohnraum eine Anpas-
sung des Mietvertrages verlan-
gen können. Das sei ihr als juris-
tische Laie nicht bewusst gewe-
sen. Die langjährig als Bauun-
ternehmerin tätige Vermieterin 
habe dies aber gewusst. Es sei 
daher davon auszugehen, dass 
die Vermieterin schon zurzeit 
des Abschlusses der Nachtrags-
vereinbarung mit dem Sonder-

kündigungsrecht vor gehabt 
habe, das Sonderkündigungs-
recht auszuüben. Die Ausübung 
dieses Kündigungsrechts sei 
daher sittenwidrig, § 138 BGB. 
 
Die hiergegen gerichtete Revisi-
on zum BGH hatte Erfolg. Der 
XII. Zivilsenat führte aus, dass 
nach ständiger Rechtsprechung 
des Senates grundsätzlich der 
Mieter das alleinige Verwen-
dungsrisiko der Mietsache trage 
(zuletzt: Urteil vom 21.9.2005, 
XII ZR 66/03, NJW 2006, 899). 
Dazu gehöre vor allem das Risi-
ko mit dem Mietobjekt Gewinne 
erzielen zu können. Die Vermie-
terin trage lediglich ihr eigenes 
Risiko für die Vermietbarkeit 
des Mietobjekts. Sie trage aber 
nicht ein unternehmerisches 
Risiko für die Gewinnerwartung 
der Mieter. Zwar könnten die 
Vertragsparteien einvernehmlich 
die Risikoverteilung vertraglich 
ändern und vereinbaren, dass die 
Vermieterin das Geschäftsrisiko 
der Mieterin ganz oder zum Teil 
übernehme. Für eine solche Ver-
einbarung gäbe es aber keine 
Anhaltspunkte. Allein aus der 
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Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lässt, die in einem auffälligen
Missverhältnis zu der Leistung stehen.




 
 
Bezeichnung der Einheiten als 
„Büro“ in der Anlage des Miet-
vertrages ließe sich nicht herlei-
ten, dass die Vermieterin ein 
eigenes unternehmerisches Risi-
ko für die auf die Vermietung 

dieser Stockwerke als Büroein-
heiten gestützte Gewinnerwar-
tung der Beklagten übernehmen 
wollte. Auch die vom Beru-
fungsgericht angeführten Um-
stände könne ein treu- oder sit-

tenwidriges Verhalten der Ver-
mieterin nicht  begründen. Das 
Urteil wurde daher aufgehoben 
und der Klage wieder stattgege-
ben, BGH-Urteil vom 17.3.2010 
(XII ZR 108/08). 

 
 
WEG-Recht 
 

Fehlerhafte Besetzung des Beirates 
 

Mit den Rechtsfragen um die 
korrekte Anzahl von Beiräten 
setzt sich der BGH in seinem 
Urteil vom 5.2.2010 auseinan-
der. Eine Wohnungseigentümer-
gemeinschaft bestellte auf einer 
Wohnungseigentümerversamm-
lung zwei Beiräte; ein dritter 

Kandidat fand sich nicht. Eine 
Wohnungseigentümerin focht 
den Beschluss unter Verweis auf 
§ 29 Abs. 1 WEG an, weil nur 
zwei anstatt der gesetzlich vor-
geschriebenen drei Beiräte be-
stellt worden seien. Sie unterlag 
vor dem AG Regensburg und 
dem LG Nürnberg-Fürth. Der 
BGH hob die Urteile auf und 
gab der Klägerin Recht. Nach § 
29 Abs. 1 WEG sei der Beirat 
mit drei Personen zu besetzen. 
Die Besetzung mit nur zwei 
Mitgliedern sei gesetzeswidrig 
und daher auf Anfechtung hin 

der Beschluss aufzuheben. Von 
der gesetzlich vorgegebenen 
Zahl könne nur abgewichen 
werden, wenn durch Vereinba-
rung oder aufgrund einer Öff-
nungsklausel durch Beschluss 
eine Änderungsmöglichkeit er-
öffnet sei. Wenn es der Gemein-
schaft nicht gelänge, den Beirat 
zu komplettieren, könne sie ein 
anderes Eigentümergremium 
(Sonderausschuss) beschließen, 
dass nicht Beirat sei (V ZR 
126/09).

 
 

Vorrecht nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG gibt es nur einmal 
 
Nach einem Beschluss vom 
4.2.2010 des V. Zivilsenates 
kann die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft das Vorrecht nach 
§ 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG nur ein-
mal in Anspruch nehmen. Da-
nach steht der Gemeinschaft 
wegen rückständiger Hausgeld-
beiträge ein nicht im Grundbuch 
eingetragenes Vorrecht i.H.v. 
5% des festgestellten Verkehrs-
wertes zu. 
 
Die Gemeinschaft trat im Rah-
men der Zwangsversteigerung 
einer anderen Gläubigerin mit 
titulierten Hausgeldforderungen 
nebst Kosten und Zinsen dem 
Verfahren bei. Eine Gläubigerin 
löste die Wohnungseigentümer-
gemeinschaft ab, indem sie die 
angemeldeten Forderungen 
durch eine Einzahlung in die 

Gerichtskasse beglich. Das 
Amtsgericht stellt das Versteige-
rungsverfahren, soweit es von 
der Gemeinschaft betrieben 
wurde, nach § 75 ZVG einstwei-
len ein; den Ablösebetrag zahlte 
es an die Gemeinschaft aus. 
Im Rahmen der Fortsetzung der 
Zwangsversteigerung meldete 
die Wohnungseigentümerge-
meinschaft abermals vorrangig 
Ansprüche wegen weiterer 
Hausgeldrückstände an. Das AG 
wies den Antrag hinsichtlich des 
Vorrechts der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft zurück und 
nahm den Anspruch in Rang-
klasse 5 auf. Hiergegen richtete 
sich die sofortige Beschwerde 
der Gemeinschaft. Die Sache 
nahm den Lauf durch die Instan-
zen und endete schließlich vor 
dem BGH. 

Der BGH hielt die Entscheidung 
der Rechtspflegerin aufrecht. 
Der Gesetzgeber sei sich bei der 
Schaffung des Vorrechtes für die 
Wohnungseigentümergemein-
schaften im Rahmen der 
Zwangsversteigerung bewusst 
gewesen, dass er zwangsläufig 
die Grundpfandgläubiger schä-
digt. Er habe dies als vertretbar 
angesehen, weil das Vorrecht auf 
5% des Verkehrswertes be-
schränkt worden sei. Das Vor-
recht könne jedoch nach dem 
erkennbaren Willen des Gesetz-
gebers nur einmal ausgeschöpft 
werden. Bei lange andauernden 
Zwangsversteigerungsverfahren, 
während derer immer neue 
Hausgeldansprüche entstünden, 
hätte die Zuordnung erneut an-
gemeldeter Ansprüche in die 
Vorrangklasse zur Folge, dass 

26  

http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
Schultze
Kommentar zu Text
§ 29 Verwaltungsbeirat
(1) Die Wohnungseigentümer können durch Stimmenmehrheit die Bestellung eines
Verwaltungsbeirats beschließen. Der Verwaltungsbeirat besteht aus einem
Wohnungseigentümer als Vorsitzenden und zwei weiteren Wohnungseigentümern als
Beisitzern.
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§ 10
(1) Ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück gewähren nach folgender Rangordnung,
bei gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge:
(…)
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;
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§ 75
Das Verfahren wird eingestellt, wenn der Schuldner im Versteigerungstermin einen
Einzahlungs- oder Überweisungsnachweis einer Bank oder Sparkasse oder eine öffentliche
Urkunde vorlegt, aus der sich ergibt, dass der Schuldner oder ein Dritter, der
berechtigt ist, den Gläubiger zu befriedigen, den zur Befriedigung und zur Deckung der
Kosten erforderlichen Betrag an die Gerichtskasse gezahlt hat.




 
 
die Grundpfandrechtsgläubiger 
zur Rettung ihrer Rechte immer 
wieder die Forderung der Woh-
nungseigentümergemeinschaft 
ablösen müssten, obwohl die 

5%-Grenze längst überschritten 
sei. Dies sei mit der gesetzlichen 
Regelung nicht in Einklang zu 
bringen. Ob die Beschränkung 
auch dann anzuwenden sei, 

wenn das Verfahren beendet und 
später ein neues Verfahren be-
trieben würde, ließ der BGH 
offen (V ZB 129/09). 

 
 

Eintritt in die Beseitigungsverpflichtung baulicher Änderungen 
 
Mit dem Eintritt in Rechtspflich-
ten wegen unerlaubter baulicher 
Änderungen durch Käufer und 
Erbe musste sich das LG Mün-
chen auseinandersetzen (DWE 
1-2020, S. 36). Eine Wohnungs-
eigentümerin wurde auf Beseiti-
gung einer baulichen Änderung 
an ihrem Balkon gerichtlich in 
Anspruch genommen. Der Vater 
der Wohnungseigentümerin 
hatte an die an den Balkon be-
festigten Blumentröge 1991 
verfliest. Diese Verfliesung be-
hinderte nun die Betonsanierung 
der Balkonanlagen, was letztlich 
den Streit auslöste. 
 
Das Gericht stellte fest, dass die 
Wohnungseigentümerin als Son-
derrechtsnachfolgerin nicht ver-
pflichtet sei, eine bauliche Ände-

rung zu beseitigen. Der Rechts-
nachfolger sei nur Zustandsstö-
rer und sei daher nur verpflichtet 
die Beseitigung einer rechtswid-
rigen baulichen Änderung zu 
dulden; er müsse sie jedoch nicht 
selbst durchführen. Handlungs-
störer und Adressat einer Besei-
tigungsverpflichtung könne in-
dessen nur derjenige sein, der 
selbst die bauliche Änderung 
herbeigeführt habe; das sei vor-
liegend der Vater der Woh-
nungseigentümerin. Dieser sei 
jedoch bereits verstorben. Im 
Wege des sogenannten Berliner 
Testaments sei die Mutter als 
Vor- und die Wohnungseigen-
tümerin (Tochter) als Nacherbin 
eingesetzt worden. Sie wiederum 
habe die Wohnung nicht im We-
ge der Erbschaft erworben; 

vielmehr habe die Mutter in 
Vorwegnahme des Nacherbfalls 
die Wohnung zuvor auf die 
Tochter übertragen. Da die Mut-
ter zwischenzeitlich auch ver-
storben sei, sei die Wohnungsei-
gentümerin nicht mehr Einzel-
rechtsnachfolgerin, sondern sei 
im Wege des Erbfalls auch in die 
Rechtspositionen der Mutter 
eingetreten, § 1967 BGB (Gene-
ralsukzession). Damit gingen 
auch die Pflichten als Hand-
lungsstörer auf die Wohnungsei-
gentümerin über (OLG Frank-
furt/Main, NZM 2005, 68). Die 
Wohnungseigentümerin wurde 
daher zur Beseitigung der Ver-
fliesung verpflichtet (Beschluss 
vom 3.2.2009,  1 T 13291/05). 

 
 

Haftung des Verwalters wegen unredlicher Auftragsvergabe 
 
Ein Verwalter wurde vom KG 
Berlin zum Schadensersatz ver-
urteilt, weil er bei der Auftrags-
vergabe der Reinigungsarbeiten 
unredlich verfuhr (Beschluss 
vom 28.1.2010, 24 W 43/09). 
 
Die Wohnungseigentümer hatten 
durch die Recherche eines Mie-
ters erfahren, dass nicht die be-
auftragte Firma W-GmbH, son-
dern ein Subunternehmen die 
Reinigungsarbeiten in der 
Wohnanlage seit 7 Jahren durch-
führe. Die weiteren Ermittlungen 
ergaben, dass die W-GmbH der 
Ehefrau des Verwalters gehörte 
und diese monatlich für die 
Hausreinigung 436 € berechnete, 
während der Subunternehmer für 

die Durchführung der Arbeiten 
237 € monatlich erhielt.  
 
Die Gemeinschaft klagte die 
Differenz als Schaden ein und 
gewann schließlich vor dem KG. 
Das Gericht führte aus, dass der 
Verwalter verpflichtet sei, aus-
schließlich die Vermögensinte-
ressen der Gemeinschaft wahr-
zunehmen.  Da die W-GmbH 
seiner Ehefrau gehörte, habe er 
einen Interessenkonflikt hin-
sichtlich der widerstreitenden 
Vermögensinteressen gehabt und 
diesen Konflikt zu seinen Guns-
ten aufgelöst. Darin läge eine 
besonders grobe Verletzung der 
Pflichten aus dem Verwalterver-
trag. Der Verwalter habe daher 

den Differenzbetrag als Schaden 
zu ersetzen. Die erteilten Entlas-
tungen würden den Anspruch 
nicht zunichte machen, da die 
Gemeinschafter in Unkenntnis 
dieser Zusammenhänge die Ent-
lastung erteilt hätten. Es läge 
zudem eine fortdauernde Schä-
digung des Verwaltungsvermö-
gens vor. Der Schaden sei nicht 
dadurch beseitigt worden, dass 
die Gemeinschafter über die 
Hausgeldabrechnungen dem 
teilrechtsfähigen Verband die 
finanziellen Mittel für die Haus-
reinigung in Höhe der überzoge-
nen Vergütung bereit gestellt 
hätten. Auch sei nicht relevant, 
dass die Gemeinschafter wiede-
rum, zumindest soweit sie ihr 
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Sondereigentum vermietet hät-
ten, die zusätzlichen Kosten auf 
ihre Mieter umgelegt hätten. 

Dies alles seien nur mittelbare 
Folgen des Schadens, die dem 

Schädiger nicht zugute kämen. 
(IBR-Online).

 
 

Unverzügliche Information über Rechtsstreit und Mahngebühren 
 
Eine für WEG-Verwalter freund-
liche Entscheidung hat das LG 
München I mit Urteil vom 
17.12.2009 (36 S 4853/09, IMR 
2010, 155) gefasst. 
 
Zwei Rechtsfragen waren zu 
klären. Zum einen wurde die 
Unterrichtungspflicht nach § 27 
Abs. 1 Nr. 7 WEG beleuchtet.  
Nach dem gesetzlichen Wortlaut 
hat der Verwalter die Eigentü-
mer zu unterrichten, wenn ein 
Rechtsstreit nach § 43 WEG 
anhängig ist. Das würde bedeu-
ten, dass der Verwalter die Ei-
gentümer über jede Hausgeld-
klage zu unterrichten hätte. Die-
se Rechtsauffassung wird ver-
einzelt in der Literatur 
(Bassenge in: Palandt § 27 WEG 
Rz. 11) vertreten. Nach einer 
anderen Auffassung (Merle in: 
Bärmann WEG, § 27 Rz. 89) 
geht man davon aus, dass im 
Gesetzgebungsverfahren ein 
Missverständnis zwischen Bun-
desregierung und Bundesrat zu 
dieser extensiven Formulierung 

geführt hat. Die Unterrichtungs-
pflicht besteht danach nur, wenn 
der Verwalter als Zustellvertreter 
der Wohnungseigentümer (häu-
figster Fall: Beschlussanfech-
tung) fungiert. Der letztgenann-
ten Auffassung hat sich nur das 
LG München I angeschlossen. 
Im Urteil setzt sich das Gericht 
zum anderen mit der Angemes-
senheit einer Vergütungspau-
schale für das Betreiben der 
Rechtsverfolgung mittels An-
walts auseinander. Der Verwal-
ter hatte sich für die Abstim-
mungen mit dem Anwalt im 
Falle der gerichtlichen Durchset-
zung von Hausgeldansprüchen 
unter Beauftragung eines Anwal-
tes eine Pauschale von 100 € 
versprechen lassen, die der je-
weils säumige Eigentümer zu 
bezahlen habe. Das Gericht ver-
warf die Rechtmäßigkeit dieser 
Pauschale. Dabei ließ es offen, 
ob die Vereinbarung einer derar-
tigen Pauschale zulässig sei, weil 
diese Aufgaben zu den Pflicht-
aufgaben des Verwalters gehör-

ten. Jedenfalls sei aber die Pau-
schale schon deshalb unwirk-
sam, weil sie keinerlei Verknüp-
fung zur Höhe des geltend ge-
machten Wohngeldes enthalte. 
Es müsse auch der Sanktionsge-
danke bei der Erhebung von 
Mahnpauschalen berücksichtigt 
werden. Die Pauschale erscheine 
jedenfalls bei geringfügigen 
Rückständen überzogen. Dabei 
sei auch zu berücksichtigen, dass 
sich der Verwalter schon für 
Erstmahnung eine Pauschale von 
5 € und für die Zweitmahnung 
eine von 25 € habe versprechen 
lassen und erhebliche weitere 
Aufgaben für die Beauftragung 
eines Anwalts nicht anfielen. 
 
Anm.: Hinsichtlich der Zuläs-
sigkeit der Anwalts-
übergabepauschale spricht sich 
das OLG Köln für eine Zuläs-
sigkeit (NJW 1991, 1302) und 
das OLG Düsseldorf (WuM 
2003, 111) für eine Unzulässig-
keit aus. 

 
 

Verwalter kann nicht zum Verkauf von Teilflächen ermächtigt werden 
 
Mit den Grenzen der Teilrechts-
fähigkeit setzt sich der Beschluss 
des OLG München vom 
22.1.2010 (34 Wx 125/09 – 
NZM 2010, 247) auseinander. 
Der Verwalter wurde durch Be-
schluss der Wohnungseigentü-
merversammlung  ermächtigt, 
eine Grundstücksteilfläche von 
100 qm herauszumessen und im 
Gegenzug zur Einräumung von 
verschiedenen Grunddienstbar-
keiten aufzulassen. Das Grund-
buchamt lehnte eine Eintragung 
der Eigentumsänderung ab. Der 
Streit zog sich durch die Instan-

zen bis zum OLG. Der Münche-
ner Senat führt in seinem Be-
schluss aus, dass der ermächti-
gende Beschluss zur Eigentums-
umschreibung nicht hinreichend 
konkret formuliert sei und daher 
keine Grundlage für die Auflas-
sung bieten könne. Eine Nach-
besserung sei zudem nicht mög-
lich, weil die Wohnungseigen-
tümergemeinschaft eine entspre-
chende Vollmacht an den Ver-
walter überhaupt nicht erteilen 
könne. 
Der Verband habe keine Zustän-
digkeit, den Verwalter zur Ver-

fügung über Gemeinschafts-
grundeigentum zu ermächtigen. 
Es fehle am erforderlichen Ge-
meinschaftsbezug, weil die indi-
viduellen Rechte der einzelnen 
Miteigentümer betroffen seien. 
Die Verfügung über das Ge-
meinschaftseigentum liege au-
ßerhalb der Verwaltung und 
beträfe somit ein Recht, das dem 
Verband weder zustünde, noch 
das er aus eigener Machtvoll-
kommenheit an sich ziehen kön-
ne. 
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 Baurecht 
 

Keine Verwirkung des Vorschussanspruchs bei nicht fristgerechter Verwendung 
 

In einem weiteren Urteil vom 
14.1.2010 hat der BGH bestätigt, 
dass der Kostenvorschuss wegen 
nicht zweckentsprechender 
Verwendung der Rückforderung 
des Unternehmers unterliegt. 
Der Rückforderungsanspruch 
entstehe, wenn die Geldmittel 
nicht in angemessener Zeit ver-
wendet würden oder der Bauherr 
seinen Willen zur Verwendung 
aufgegeben habe.  
 

Im zugrundeliegenden Fall wur-
de dem Unternehmer per Urteil 
die Verpflichtung auferlegt einen 
Kostenvorschuss von knapp 
38.000 € zu bezahlen; dieser 
Pflicht kam er Mitte 2004 nach. 
Erst 2005 beauftragte der Bau-
herr einen Architekten mit der 
Organisation der Mangelbeseiti-
gung. Der Unternehmer nahm 
wegen der schleppenden Man-
gelbeseitigung an, dass der Bau-
herr die Mängel gar nicht besei-
tigen wolle und klagte auf Rück-
zahlung. Zum Zeitpunkt der 
letzten mündlichen Verhandlung 
vor dem Berufungsgericht im 
April 2008 waren die Arbeiten 
noch nicht abgeschlossen; es 
waren aber schon gut 30.000 € 
vom Bauherren für Mangelbesei-
tigungen bezahlt worden. 
 

Der BGH führte aus, dass Grün-
de für die Annahme der Nicht-
verwendung mithin nicht vorlä-
gen. Auch wenn die Nachbesse-
rungsarbeiten noch nicht alle 
abrechnungsreif wären, könne 
der Unternehmer nicht zurück-
fordern. Dies verstieße gegen 
den Grundsatz von Treu und 
Glauben, wonach man nicht 
etwas fordern dürfe, wenn man 
es anschließend zurückgeben 
müsse (Arglisteinrede: dolo agit 
qui pettit quod statim redditurus 
est). Ferner stünde dem Bauher-
ren auch die Möglichkeit offen, 
auf einen anderen Gewährleis-
tungsanspruch (Schadensersatz) 
zu wechseln (BGHZ 105, 103). 
Die Klage wurde daher abgewie-
sen (VII ZR 108/08). 

 
Die Verjährung der Rückforderung des geleisteten Kostenvorschusses 

 
Der Bauherr ließ vom Unter-
nehmer 1993 ein Wohnhaus mit 
Garage errichten. Es zeigten sich 
Mängel an der Immobilie, die in 
einen Rechtsstreit mündeten. 
Der Unternehmer wurde zur 
Zahlung eines Kostenvorschus-
ses für die Mangelbeseitigung 
verurteilt. Ende 2001 bezahlte 
der Unternehmer auf das Urteil 
gut 20.000 € an den Bauherren. 
Der Bauherr verwendete in der 
Folgezeit das Geld nicht zur 
Mangelbeseitigung. Der Unter-
nehmer fragte nach, wann mit 
einer Abrechnung des Kosten-
vorschusses zu rechnen sei. Als 
keine Abrechnung folgte, forder-
te der Bauunternehmer im Au-
gust 2006 zur Rückzahlung des 
Vorschusses auf. Da diese nicht 
erfolgte, wurde noch im selben 
Jahr Klage erhoben.  
 

Der Bauherr erhob die Einrede 
der Verjährung und gewann mit 
dieser Einrede vor dem OLG 
Oldenburg. Der BGH hob mit 
Urteil vom 14.1.2010 (VII ZR 
213/07) das Berufungsurteil 
wieder auf. Richtig habe das 
Berufungsgericht festgestellt, 
dass der Kostenvorschussan-
spruch der Rückforderung unter-
liege, wenn er nicht in angemes-
sener Zeit zweckentsprechend 
verwendet werde. Richtig sei 
auch, dass dieser Rückforde-
rungsanspruch der regelmäßigen 
Verjährung des § 195 BGB von 
3 Jahren unterliege. Der Eintritt 
der Verjährung sei aber durch 
die Klageerhebung 2006 vor 
dem Verjährungseintritt ge-
hemmt worden. 
Die Verjährung beginne mit der 
Fälligkeit des Rückforderungs-
anspruchs. Die Berechnung des 

Berufungsgerichts, dass der An-
spruch 9 Monate nach der Aus-
zahlung Ende 2001 begonnen 
habe, sei verfehlt. Starre Fristen 
würden sich verbieten. Der Bau-
herr benötige möglicherweise 
deutlich länger als üblich, um 
die Mängel zu beseitigen. Ein 
verständiger Unternehmer müsse 
daher erst Nachforschungen 
anstellen, wenn diese Frist deut-
lich überschritten sei. Erst dann 
entspreche die Nachfrage den 
eigenen Obliegenheiten, wenn 
nicht Anhaltspunkte dafür vorlä-
gen, dass der Bauherr überhaupt 
nicht gewillt sei, das Geld 
zweckentsprechend zu verwen-
den. Nach diesen Wertungen 
habe die Verjährungsfrist nicht 
vor dem 1.1.2003 begonnen, so 
dass zur Zeit der Klageerhebung 
der Anspruch unverjährt gewe-
sen sei. 
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Konkludente Abnahme der Tragwerksplanung 
 
Nach einem Urteil des BGH 
vom 25.2.2010 gelten die allge-
meinen Regelungen zur Abnah-
me auch für die Tragwerkspla-
nung. Ein Bauherr hatte 2001 
einen Architekteneinheitsvertrag 
zur Errichtung eines Einfamili-
enhauses abgeschlossen. Der 
errichtete Bau wich von den 
ursprünglichen Architektenplä-
nen ab. U.a. wurden die Innen-
wände im Dachgeschoss in Tro-
ckenbauweise statt in Massiv-
bauweise erstellt. Das Bauwerk 
wurde höher als geplant gegrün-
det und die Kellerdeckenhöhe 7 
cm niedriger als ursprünglich 
vorgesehen ausgeführt. Der 
Bauherr zog gleichwohl in das 
noch nicht fertig gestellte Haus 
im Sommer 2002 ein. Im Sep-
tember 2003 überreichte der 
Architekt auf Nachfrage die 

letzten Pläne des Statikers. Es 
begann ein Streit über die Erfül-
lung  des Statikervertrages der in 
eine Klage gegen den Statiker 
mündete. Dieser wandte ein, 
dass die Ansprüche gegen ihn 
wegen vorbehaltloser Abnahme 
erloschen seien, § 640 Abs. 2 
BGB.  
Die Rechtsansicht bestätigte der 
BGH. Beim Werk eines Statikers 
liege eine konkludente Abnahme 
regelmäßig dann vor, wenn der 
Bauherr dessen Pläne entgegen-
nehme und ihm gegenüber zu 
erkennen gebe, dass er die Leis-
tung als im Wesentlichen ver-
tragsgerecht billige. Allerdings 
setze die Annahme einer still-
schweigenden Abnahme auch 
das Verstreichen einer angemes-
senen Prüffrist voraus, vor deren 
Ablauf eine Billigung des Wer-

kes redlicherweise nicht erwartet 
werden dürfe. Mit dem Einzug 
der Bauherren in das noch nicht 
vollständig fertig gestellte Haus 
im Sommer 2002 und vollstän-
diger Bezahlung des Werklohns 
sei die Prüffrist für eine still-
schweigende Abnahme der 
Tragwerksplanung in Gang ge-
setzt worden. Nachdem der Bau-
herr noch im Herbst 2003 alle 
Pläne erhalten hatte und keine 
Rüge erhoben hatte, sei spätes-
tens mit dem Ablauf des Jahres 
2003 von einer stillschweigen-
den Abnahme auszugehen. 
Nachdem der Bauherr sich in 
diesem Zusammenhang Ansprü-
che hinsichtlich der ihm bekann-
ten Abweichungen nicht vorbe-
halten habe, seien Nacherfül-
lungsansprüche ausgeschlossen 
(VII ZR 64/09). 

 
 

Aufrechnung mit den Kosten eines Beweisverfahrens ist zulässig 
 
Der BGH entschied mit Urteil 
vom 11.2.2010, dass eine Auf-
rechnung mit Erstattungsansprü-
chen aus einem selbständigen 
Beweisverfahren zulässig sei, 
wenn noch kein Klageverfahren 
anhängig ist. Die Auftraggeberin 
einer Tiefgarage stellte Mängel 
an der Werkleistung fest und 
leitete zur Klärung und Siche-
rung ein selbständiges Beweis-
verfahren ein.  Die Auftragneh-
merin machte nach dem Ende 
des Beweisverfahrens Ansprü-
che auf Bezahlung restlichen 
Werklohns geltend. Die Auf-
traggeberin erklärte mit den 
Kosten des Beweisverfahrens 

Aufrechnung. Die Auftraggebe-
rin erhob wenig später Klage auf 
Bezahlung weitergehenden 
Schadensersatzes. Gegen diesen 
Anspruch erklärte die Auftrag-
nehmerin ihrerseits Aufrechnung 
mit den restlichen Werklohnan-
sprüchen. Dabei handelte es sich 
exakt um die Ansprüche, hin-
sichtlich derer bereits in umge-
kehrter Richtung Aufrechnung 
erklärt wurde. Es entbrannte 
daher ein Streit darüber, ob die 
Auftraggeberin überhaupt mit 
ihrem Kostenerstattungsan-
spruch aus dem Beweisverfahren 
wirksam habe aufrechnen kön-
nen. Der BGH bejahte diese 

Rechtsfrage für den Fall, dass 
noch kein Hauptsacheverfahren 
anhängig sei. Solang bestünde 
nur ein materiellrechtlicher Er-
stattungsanspruch auf Kostener-
satz, der zur Aufrechnung her-
angezogen werden könne. Erst 
mit Erhebung der Klage führe 
die Möglichkeit, einen prozes-
sualen Kostenerstattungsan-
spruch zu erlangen dazu, dass 
eine Aufrechnung nicht mehr 
möglich sei. Dann seien die Kos-
ten des selbständigen Beweisver-
fahrens Kosten der Hauptsache 
und würden im Rahmen des 
Kostenfestsetzungsverfahrens 
festgesetzt (VII ZR 153/08).
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Veranstaltungen 
 

Bericht aus Weimar 
 
Am 4. und 5.3.2010 fand das 9. 
Baurechtsseminar des ESWiD in 
Weimar statt. Nachdem die Ver-
anstaltung im letzten Jahr wegen 
der schlechten Resonanz schon 
Befürchtungen aufkommen ließ, 
sie könnte eingestellt werden, 
verflogen diese Bedenken in 
diesem Jahr bei gut 120 Teil-
nehmer. 
 
Herauszuheben ist der Beitrag 
von Jürgen Schmidt, Senatsmit-
glied des OLG München, der 
über die Bedeutung des Pros-
pekts in Bauträgerverträgen sehr 
anschaulich und unterhaltsam 
sprach. Beeindruckend war auch 
die Klarheit der Ausführungen 
von Prof. Sangenstedt, der zu 
den Änderungen der HOAI aus-
führte. Dennoch: die ganze Ver-
anstaltung wurde von der The-
matik der Abnahme des Ge-
meinschaftseigentums überragt. 
Verschiedene Bauträgerklauseln 
wurden nach dem Vortrag von 
Freiherr von Oefele zur Abnah-
meregelung im Bauträgervertrag 
nach der WEG-Novelle und 
Rechtsanwalt Dr. Olrik Vogel zu 
den Nachzüglerkäufern disku-
tiert. Ergänzt wurde dies durch 
den Diskussionsabend im Hotel 
„Elefant“, bei dem auch die Gäs-
te sich an der Diskussion beteili-
gen konnten. Konsens konnte 
dabei erzielt werden, dass alle 
Klauseln, die eine Bevollmäch-

tigung zur Abnahme vorsehen, 
dann unwirksam sind, wenn der 
Bauträger irgend geartet direkt 
oder indirekt über eine von ihm 
installierten WEG-Verwalter die 
Abnahme organisiert. Kein Kon-
sens konnte erzielt werden, in-
wieweit der Verband die Ab-
nahme exklusiv an sich ziehen 
kann.  
 
Von Oefele stellte die These auf, 
dass die Rechtsprechung des 
BGH bezüglich der exklusiven 
Geltendmachung von Mangel-
rechten durch den Verband nach 
einem entsprechenden Beschluss 
auch auf die anfängliche Ab-
nahme des Gemeinschaftseigen-
tums ausgedehnt werden könne. 
 
Dem widersprach Prof. 
Häublein, der die Schlussfolge-
rung für unzulässig erachtete 
und in § 10 Abs. 6 WEG auch 
keine Grundlage für ein 
Ansichziehen der Ausübungsbe-
fugnis in Bezug auf die Abnah-
me sah. Im Ergebnis pflichteten 
zum Diskussionsabend die 
Mehrheit der Teilnehmer und 
Referenten mit unterschiedlichen 
Argumenten dieser Auffassung 
bei. Rechtsanwältin Dr. Leine-
weber führte aus, dass der Bau-
träger einen Anspruch auf Ab-
nahme habe. Wenn die Gemein-
schaft beschlösse, die Abnahme 
wegen Mängeln am Gemein-

schaftseigentum zu versagen, 
wäre fraglich, wen der Bauträger 
gerichtlich in Anspruch nehmen 
müsse. Der Verband sei nicht 
Vertragspartner des Bauträgers. 
Die Wohnungseigentümer in 
ihrer Summe wollten vielleicht 
zu einem guten Teil abnehmen 
und würden nun mit einer Klage 
überzogen werden. Ein weiterer 
Teilnehmer wies auf Konfliktla-
gen bei der Abnahme bezüglich 
der unterschiedlichen Bewer-
tungsperspektiven hin. Die Ab-
nahme könne nicht nur wegen 
eines wesentlichen Mangels, 
sondern auch wegen zahlreicher 
unwesentlicher Mängel verwei-
gert werden. Konzentrierten sich 
diese Mängel auf die Bauteile 
des Gemeinschaftseigentums 
innerhalb einer einzelnen Woh-
nung, würde dieser Wohnungs-
eigentümer zu Recht die Ab-
nahme verweigern. Bezogen auf 
eine Gesamtimmobilie von 100 
Wohnungen seien die Mängel 
indessen unbedeutet und würden 
ggf. eine Verweigerung der Ab-
nahme nicht rechtfertigen. Neh-
me die Gemeinschaft dennoch 
ab, könne der einzelne Eigentü-
mer hiergegen nicht vorgehen. 
Auch die Beschlussanfechtung 
sei vielleicht nicht möglich, weil 
der Ermächtigungsbeschluss, das 
Gemeinschaftseigentum abzu-
nehmen, ggf. schon bestands-
kräftig sei. 

 
 
 

Bericht aus Berchtesgaden 
 
Zum 29. und zum letzten Mal 
hielt das ESW in Berchtesgaden 
die Mietrechtsveranstaltung 
„Partner im Gespräch“ ab. Das 
30-jährige Jubiläum der Veran-
staltung und die weiteren Ta-
gungen sollen in Rosenheim 

stattfinden. Begründet wurde 
dies mit der schwierigen Er-
reichbarkeit von Berchtesgaden. 
Rosenheim sei an München mit 
der S-Bahn angebunden, so dass 
man auch mit dem Flugzeug 
anreisen könne.  

Die Veranstaltung stand dieses 
Jahr unter dem Leitbild der 
Mietmodernisierung und Miet-
erhöhung. Positiv herauszuheben 
ist der Vortrag von Prof. 
Häublein, der seine Impulse zum 
Wechsel an die Universität 

31  

Schultze
Kommentar zu Text
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des gemeinschaftlichen Eigentums gegenüber Dritten und Wohnungseigentümern selbst
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gesetzlich begründeten und rechtsgeschäftlich erworbenen Rechte und Pflichten.
Sie übt die gemeinschaftsbezogenen Rechte der Wohnungseigentümer aus und nimmt
die gemeinschaftsbezogenen Pflichten der Wohnungseigentümer wahr, ebenso sonstige
Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, soweit diese gemeinschaftlich
geltend gemacht werden können oder zu erfüllen sind. Die Gemeinschaft muss die
Bezeichnung "Wohnungseigentümergemeinschaft" gefolgt von der bestimmten Angabe des
gemeinschaftlichen Grundstücks führen. Sie kann vor Gericht klagen und verklagt werden.




 
 
Innsbruck nutzte, um auch paral-
lelen zum österreichischen Recht 
zu ziehen. Er zeigte sich ange-
sichts der BGH – Recht-
sprechung zur Eigenbedarfskün-
digung (BGH-Urteil vom 
16.7.09, ZIV 2009, 47) besorgt. 
Die Zulassung des Eigenbedarfs 
auch nur eines GbR-
Gesellschafters eröffne Miss-
brauchsmöglichkeiten für Pro-
jektgesellschaften, die Mietinte-
ressenten-GbR mit den Eigen-
tümern bilden könnten, die dann 
wiederum über die Eigenbe-
darfsbegründung für eine recht-
lich leichte Entmietung des Ob-
jekts Sorge tragen könnten. Prof. 

Sternel berichtete von der Ge-
setzgebungskommission zur 
Überarbeitung des Mietrechts, 
die schon im Koalitionsvertrag 
festgeschrieben worden sei. Da-
bei solle vor allem die Duldung 
für energetische Maßnahme 
sowie die Mieterhöhung hierfür 
festgeschrieben werden. Ferner 
solle dem Mieter für solche 
Maßnahmen das Recht zur Min-
derung genommen werden. 
Schließlich berichtete Frau Dr. 
Karin Milger, Richterin am BGH 
zur Rechtsprechung des VIII. 
Zivilsenates. Auf Nachfrage 
bestätigte Frau Dr. Milger, dass 
man im Senat auch darüber 

nachgedacht habe, dass die 
Rechtsprechung zur Unwirk-
samkeit des Gewährleistungs-
ausschlusses auch auf die 
Schönheitsreparaturklausel  
übertragbar sei (vgl. ZIV letzte 
Ausgabe, S. 7). Der Senat fürch-
tete nach reiflicher Überlegung 
jedoch nicht „ein Fass aufzuma-
chen“, weil die tatsächlichen 
Voraussetzungen eher selten 
erweislich seien. Im Übrigen 
würde dies nur für Altfälle gel-
ten, weil Mietverträge mit star-
ren Fristen käuflich so gut wie 
nicht mehr erhältlich seien.

 
 
Verzugszinssätze 
 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Zeitraum  Basis-
zinssatz 
% 

Verzugs-
zinssatz 
% 

Entgelt ohne 
Verbrau-
cherbeteiligu
ng % 

Zeitraum Basiszins-
satz % 

Ver-
zugs-
zins-
satz % 

Entgelt ohne 
Verbrau-
cherbeteili-
gung % 

1.1. bis 30.6.2002  2,57  7,57  10,57   1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 
1.7. bis 31.12.2002  2,47  7,47   10,47   1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 
1.1. bis 30.6.2003  1,97  6,97   9,97   1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 
1.7. bis 31.12.2003  1,22  6,22   9,22   1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 
1.1. bis 30.6.2004  1,14  6,14   9,14   1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 
1.7. bis 31.12.2004  1,13  6,13   9,13   1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12 
1.1. bis 30.6.2005  1,21  6,21  9,21   1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12 
1.7. bis 31.12.2005  1,17  6,17   9,17       
1.1. bis 30.6.2006  1,37 6,37 9,37     
1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95     

 
 
Der Gläubiger kann nach dem 
Eintritt der Fälligkeit seines 
Anspruchs den Schuldner durch 
eine Mahnung in Verzug setzen 
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der 
Mahnung gleichgestellt sind die 
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 
BGB).  
 
Einer Mahnung bedarf es nicht, 
wenn für die Leistung eine Zeit 
nach dem Kalender bestimmt ist, 
die Leistung an ein vorausge-

hendes Ereignis anknüpft, der 
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Gründe den 
sofortigen Eintritt des Verzugs 
rechtfertigen (§ 286 Abs. 2 
BGB).  
Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spätestens 30 Tage nach 
Fälligkeit und Zugang einer 
Rechnung ein; dies gilt gegen-
über einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur, 
wenn hierauf in der Rechnung 
besonders   hingewiesen wurde, 

(§ 286 Abs. 3 S. 1 BGB).  
 
Im Streitfall muss allerdings der 
Gläubiger den Zugang der 
Rechnung (nötigenfalls auch den 
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der 
Mahnung beweisen.  
Während des Verzugs ist eine 
Geldschuld zu verzinsen (§ 288 
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz beträgt für das Jahr fünf 
Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher 
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Kommentar zu Text
BGB § 286 Verzug des Schuldners *)
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.


Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.




 
 
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten) 
über dem Basiszinssatz (§ 288 
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).  
 
Der Basiszinssatz verändert sich 
zum 1. Januar und 1. Juli eines 

jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Verände-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
größe ist der Zinssatz für die 
jüngste Hauptrefinanzierungs-

operation der Europäischen 
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (§ 247 Abs. 1 S. 2, 3 
BGB). 

 
 
Verantwortlich für den Inhalt: 
Heinz G. Schultze  
Rechtsanwalt 
Fachanwalt für WEG- und Mietrecht 
Fachanwalt für Baurecht 
Zwangsverwalter 
Simsonstr. 9,  04107 Leipzig 
Telefon: 0341/ 96 44 30 
 
Aufsichtsführende Behörde 
 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899 

 E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURÜCK 
 
Berufsrechtliche Regelungen 
 
Die Berufsbezeichnung „Rechtsanwalt“ bzw. „Rechtsanwältin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatsprüfung (Befähigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zuständige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geänderten 
Rechtslage durch die örtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt. 
 
Rechtsanwälte bzw. Rechtsanwältinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung 
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebührenordnung (BRAGO) bzw. für seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergütungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und 
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwälte der Europäischen Gemeinschaft. Sämtliche berufsrechtliche Regelungen 
können Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURÜCK 
 
Hinweis zu Verlinkungen 
 
Der verantwortliche Seitenanbieter ist für Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den 
Inhalt zu Eigen macht.  Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm möglich und zumutbar 
ist, die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Für Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefe-
re Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURÜCK 
 
Urheberrechtsschutz 
 
Die in der ZIV veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Das gilt auch für die veröffentlichten 
Leitsätze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsätze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenüber Datenban-
ken und ähnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art 
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfältigt oder datenbankmäßig zugänglich gemacht werden. 
ZURÜCK 
 

 

33  

mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/
Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 288 Verzugszinsen *)
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zinsen verlangen.
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausgeschlossen



	Zum OK-Sendebericht des Telefaxes als Zugangsnachweis
	Verkehrssicherungspflichten hinsichtlich Automatiktüren
	Vorrecht nach § 10 Abs. 1 Nr. 2 ZVG gibt es nur einmal
	Eintritt in die Beseitigungsverpflichtung baulicher Änderungen
	Keine Verwirkung des Vorschussanspruchs bei nicht fristgerechter Verwendung
	Konkludente Abnahme der Tragwerksplanung
	Veranstaltungen

	Bericht aus Weimar
	Bericht aus Berchtesgaden
	Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
	Urheberrechtsschutz


